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Städte- und Gemeindetag 
Mecklenburg - Vorpommern e.V. 
 
Städte- und Gemeindetag M-V, Bertha-von-Suttner-Straße 5, 19061 Schwerin 

 
 Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
 Ausschuss für Inneres, Bau und Digitalisierung 
 Der Vorsitzende 
 Herr Ralf Mucha 
 Lennéstraße 1 
 19053 Schwerin 
 
 
Vorab per E-Mail: 
innenausschuss@landtag-mv.de  
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme zur Öffentlichen Anhörung im Innenausschuss des Landtages 
zum Entwurf des Landeshaushaltes 2024/2025           
 
 
Sehr geehrter Herr Mucha, 
 
herzlichen Dank für die Übersendung der Entwurfsunterlagen und der Möglichkeit, 
hierzu ausführlich Stellung nehmen zu können. Unser Geschäftsführer wird voraus-
sichtlich zum Themenbereich „Feuerwehr/Katastrophenschutz“ und auf jeden Fall 
zum Themenbereich „Finanzausstattung und Digitalisierung“ teilnehmen. 
 
Zu den mitgeteilten Fragen wird wie folgt ausgeführt: 
 
 

1. Themenbereich Personelle und finanzielle Ausstattung der Polizei 
 
Hierzu können wir keinen Aussagen treffen, da dieser Bereich keine originären 
kommunalen Zuständigkeiten betrifft. 
 
 

2. Themenbereich Feuerwehr und Katastrophenschutz 
 

 

Aktenzeichen/Zeichen: 9.20.30/We 
Bearbeiter: Herr Wellmann 
Telefon: (03 85) 30 31-211  
Email: wellmann@stgt-mv.de 
 
 
Schwerin, 2023-09-26 
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Zu 1. Bei Fragen der demographischen Entwicklung sehen wir insbesondere die 
Stärkung des Bevölkerungsschutzes von Bedeutung. Bereits heute etablierte Aufga-
ben im Katastrophen- und Bevölkerungsschutz leiden unter mangelnder finanzieller 
Ausstattung (vgl. 1.0 Mio. EUR für Ausstattung im Katastrophenschutz p.a. ist seit 
Jahren konstant, obwohl viele Fahrzeuge fehlen und die Beschaffungspreise kontinu-
ierlich steigen). Durch die alternde Gesellschaft werden die Aufgaben in Zukunft eher 
mehr statt weniger werden. Gerade durch mehr ältere Menschen ohne verwandt-
schaftliche Beziehungen vor Ort stellen sich hohe Anforderungen, wie nicht zuletzt 
die Corona-Pandemie und auch die Vorbereitungen zur Energiemangellage gezeigt 
haben. 

Zu 2. Dies ist grundsätzlich eine Aufgabe der Kommunen in eigener Verantwortung. 
Allerdings setzt dies auch eine ausreichende Finanzausstattung voraus, die die 
Wahrnehmung der Aufgabe auch ermöglicht. Die Städte und Gemeinden unterneh-
men hier schon erhebliche Anstrengungen zur Finanzierung, doch reicht dies meist 
allein nicht aus, so dass es zur Unterstützung der Aufgabe weiter landesseitiger För-
derung bedarf, die angesichts der steigenden Anforderungen auch weiter intensiv 
vorangetrieben werden muss. Eine Entbürokratisierung durch pauschale Zuweisun-
gen könnte hier sicher der kommunalen Ebene helfen. 

Zu 3. Besonders die ländliche Struktur und die mitunter geringe Bevölkerungsdichte 
sowie viele Pendler prägen schon jetzt die Arbeit der freiwilligen Feuerwehren. Diese 
Herausforderungen werden weiter anwachsen. In den Zentren steigen die Bedarfe in 
der Verschneidung von alltäglicher Feuerwehrarbeit und dem Bevölkerungsschutz 
stark an. 

Zu 4. Die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen aus dem Programm wird grund-
sätzlich als hilfreich angesehen. Problematisch sind aber das Zusammenspiel mit 
den erstellten Brandschutzbedarfsplänen und die besonderen Anforderungen der 
Wehren vor Ort, die letztlich in einem solchen pauschalen Programm nicht berück-
sichtigt werden. Letztlich sind die erfolgten Beschaffungen vielfach gut, doch decken  
sie nicht abschließend den Bedarf. 

Zu 5. und 6. Angesichts der trockenen Sommer und der Grundwasserspiegel kommt 
der Löschwasserversorgung eine große Rolle zu. Hinsichtlich des Finanzbedarfs 
kann keine Aussage getroffen werden. Hier wäre vielleicht eine Abfrage zu Förder-
programmen notwendig. Es wird lokal sehr unterschiedlich sein. 

Zu 7. Die Landesschule ist seit etlichen Jahren erheblich unterdimensioniert und 
kann die gemeindlichen Anforderungen nicht im Ansatz decken. Positiv hervorzuhe-
ben sind Ansätze einzelner Kommunen, selbst aktiv zu werden und in Zusammenar-
beit mit der LSBK zusätzliche Maßnahmen zur Bedarfsdeckung voranzubringen (ei-
gene Lehrgänge). Dies darf jedoch kein Dauerzustand werden. Der Schulneu- und 
ausbau ist dringend notwendig. Es ist insgesamt in Frage zu stellen, warum das 
Land als einzige Finanzierungsquelle der LSBK die Feuerschutzsteuer einsetzt und 
ob nicht für diese Landesaufgabe auch eigenes Steueraufkommen des Landes ein-
gesetzt werden sollte. Zudem sollte die Standortfrage der LSBK aufgenommen wer-
den. Die materielle Basis ist eine Seite. Die Schule hat auch ein personelles Problem 
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bei der Personalgewinnung. Hier müssten im Zusammenhang mit dem Standort der 
LSBK attraktivere Rahmenbedingungen geschaffen werden. 

Zu 8. Bei den Freiwillige Feuerwehren sind es Ländliche Strukturen, Tagesalarmver-
fügbarkeit und Demographie. Bei den Berufsfeuerwehren sind es die Konkurrenz der 
Anwärterbezüge mit anderen Bundesländern, die geforderte Qualifikation und die 
fehlende berufliche Erstausbildung für Feuerwehrleute (Einstieg in den Vorberei-
tungsdienst nur nach geeigneter (handwerkl.) Ausbildung oder Studium). 

Zu 9. und 10. Es muss mehr der Blick auf die Risiken der Klimaanpassung gelegt 
werden, sprich Vorbereitung auf mögliche Witterungsereignisse und Brände. Dazu 
wird es auf Maßnahmen im Bevölkerungsschutz ankommen bis hin zum Aufstellen 
geeigneter (Landes-) Einheiten. 

Zu 11. Aufgrund der personellen Situation ist dies beim Land M-V aktuell nur schwer 
möglich. Hier ist zusätzliche Expertise im LPBK erforderlich. 

Zu 12. Hier bestehen Lücken, die es zentral zu schließen gilt. Hier kommt es auf die 
Vorbereitung in Bildungseinrichtungen und auch geeignete Informationskampagnen 
an, um das Bewusstsein für Eigenvorsorge und solidarische Hilfe in der Bevölkerung 
zu stärken. 

Zu 13. Die Nutzung des Cell-Broadcasting erweist sich als sehr positiv. Sirenen sind 
weiterhin notwendig, gerade wenn der Mobilfunk ausfällt. Hier ist die Lage lokal sehr 
unterschiedlich. 

Zu 14. Hier ist eine Einschätzung nicht möglich. 

Zu 15. Hier ist keine besondere Ausstattung bekannt. Hier sind die Mitwirkenden im 
Katastrophenschutz bislang gefragt. 

Zu 16. Hier ist kein besonderes Engagement bekannt, außer mitunter im Nachgang 
von Großschadenslagen. 

Zu 17. Die Regelungen sind grundsätzlich umfänglich im Hinblick auf ein Ehrenamt. 
Allerdings könnten diese ggf. dem Brandschutzgesetz angepasst werden. 

Zu 18. Das ist eine Ermessensfrage. 

Zu 19. Nein. Hier müssten deutliche Steigerungen etabliert werden. Zudem ist eine 
personelle Mehrausstattung im LPBK erforderlich, um die Maßnahmen dann auch 
umzusetzen. 

Zu 20. Die Schaffung von autarken Landeseinheiten im Katastrophenschutz für be-
stimmte Fachaufgaben unter einheitlicher Leitung wäre sicher sinnvoll. Die Technik 
(und auch Struktur) sollte den erforderlichen Fähigkeiten folgen und nicht wie die 
bisherige Praxis, dass auf Basis der vorhandenen Technik (und Struktur) versucht 
wird, Fähigkeiten zu etablieren bzw. zu integrieren. 
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3. Themenbereich Kommunale Ausstattung und Digitalisierung 
 
Vorbemerkung: 
 
Aus unserer Sicht fehlen Fragen, die sich mit der Personalausstattung der Städte, 
Gemeinden und ihrer Unternehmen und Einrichtungen sowie unserer Ämter und 
kommunalen Zweckverbänden wie auch des Kommunalen Sozialverbandes befas-
sen. Die Städte, Gemeinden und Ämter nehmen mit ihren Einrichtungen Aufgaben 
der Landesverwaltung mittelbar war. Auch die freiwilligen Selbstverwaltungsaufga-
ben gehören dabei zur mittelbaren Landesverwaltung. Der Gesetzgeber ist bislang 
bei seinen Aufgabenübertragungen immer von einer unbeschränkten Verwaltungs- 
und Veranstaltungskraft in unseren Städten, Gemeinden und Ämtern ausgegangen.  
 
War es früher nur die ausreichende Finanzausstattung an der es mangelte, um die 
am Markt verfügbaren Ressourcen zu binden, so tritt nun der Fachkräfte- und Ar-
beitskräftemangel sowie die sich daraus ergebenden Konkurrenz dazu. Dies macht 
die Besetzung freier Stellen mittlerweile für viele unserer Mitglieder zu einer Heraus-
forderung und wirkt sich auch auf die Leistungsfähigkeit aus. Wichtige Stellen lassen 
sich über längere Zeit nicht mehr besetzen. Eigene Aus- und Fortbildungseinrichtun-
gen können den Bedarf zunehmend nicht mehr decken. Auch die Aus- und Fortbil-
dungseinrichtungen des Landes kommen nicht mehr hinterher, um ausreichend 
Fachkräfte von Berufs- und Hochschulen in den Arbeitsmarkt zu bringen. Der Lan-
desgesetzgeber kann hier jedoch Veränderungen schaffen. Zudem trägt er Verant-
wortung für eine funktionale Aufgabenübertragung. Dazu gehört auch, dass die Fülle 
und die Komplexität der an die Kommunen übertragenen Aufgaben (z.B. Vergabe-
recht, Ermessenstatbestände, unbestimmte Rechtsbegriffe etc.) an die tatsächliche 
Verwaltungs- und Veranstaltungskraft angepasst werden. Die Aufgabenerfüllung für 
das Land durch unsere Mitglieder wird zunehmend durch Abwerbungen guter Fach-
kräfte durch die Landesverwaltung (Landesregierung, nachgeordnete Einrichtungen 
und auch Landtag) erschwert.  
 
Dazu kommt eine vergleichsweise überbordende Fördermittelverwaltung mit viel zu 
detaillierten und unnötig komplexen Förderrichtlinien, die nicht nur die Landesverwal-
tung aufblähen, sondern auch von unseren Mitgliedern nicht mehr zu bewältigen 
sind. Seitens unserer Mitglieder besteht die Wahrnehmung, dass vergleichbare Auf-
gaben auf der Landesebene besser vergütet werden und so ein Wettbewerbsvorteil 
des Arbeitgebers Land besteht. Wir bitten, den Landesgesetzgeber dringend, sich 
seiner Verantwortung auch für die gemeindliche Aufgabenerfüllung bewusst zu sein 
und mit dem Landeshaushalt 2024/2025 die entsprechenden Schlussfolgerungen zu 
ziehen und Entscheidungen zu treffen, damit die Städte und Gemeinden ihre Aufga-
ben auch weiterhin personell nachhaltig erfüllen können. Denn die Kommunen gehö-
ren verfassungsrechtlich zum Land, so dass, wenn die kommunale Ebene nicht leis-
tungsfähig ist, dies auf das Land zurückfällt. 
 
Zwei weitere Aspekte sind im Rahmen des Landeshaushaltes von besonderer Be-
deutung für eine gute und verlässliche Aufgabenwahrnehmung:  
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1. Die Überprüfung und angemessene Aufstockung des Mehrbelastungsaus-
gleichs für das Landesjugendamt und  

2. die dauerhafte Sicherung einer ausreichenden Aus- und Fortbildungskapazität 
an den staatlichen Schulen für die Ausbildung von Erziehern und Erzieher von 
Null bis Zehn sowie am Fortbildungsinstitut in Schabernack. 

 
Zu 1. Die Frage betrifft keine kommunalen Aufgaben. Hinsichtlich der Personalaus-
stattung sollte aber immer beachtet werden, dass das Land durch eine gute Beratung 
der Kommunen im Vorfeld mitunter viele Probleme vorher klären kann. 
 
Zu 2. Wie aus unseren Stellungnahmen zu ersehen ist, haben wir die lange zugesag-
te Novellierung 2020 und die folgenden Entscheidungen zur Stabilisierung sehr be-
grüßt, weil sie in weiten Teilen den Erfordernissen Rechnung getragen hat, für alle 
Städte und Gemeinden eine aufgabenangemessene Finanzausstattung und einen 
angemessenen Steuerkraftausgleich zu schaffen, eine nachhaltige Entschuldung zu 
ermöglichen sowie die Investitions- und Unterhaltungskraft unserer Kommunen zu 
stärken. Auch auf einzelne problematische Punkte haben wir dabei hingewiesen. So 
muss z.B. dringend die kommunale Infrastrukturpauschale bei einem Niveau von 150 
Mio. EUR p.a. gehalten werden, ohne dafür in gleichem Maße den Vorwegabzug und 
damit dringend benötigte Schlüsselzuweisungen für die Kommunen zu reduzieren. 
Ansonsten droht unser Land im Wettbewerb der Regionen wieder zurückzufallen, 
weil der gut gestartete Aufholprozess wieder abgebremst wird. Denn durch die vor-
wiegend finanzkraftabhängige Verteilung der Mittel für die Investitionen müssen ge-
rade kleinere Einheiten die Mittel zunächst ansparen oder Fördermittel einwerben, 
um Investitionen umzusetzen. Daher wird die ISP auch erst in den kommenden Jah-
ren ihre volle Wirkung entfalten können.  
 
Zu 3. Siehe zu Frage 2. Hier kommt es aber vor allem auch darauf an, dass nicht 
durch die sich andeutende Rezession und vor allem mögliche steuerliche Entlas-
tungsmaßnahmen auf Bundesebene in einem zweistelligen Milliardenumfang die Fi-
nanzlage der Kommunen nachhaltig geschmälert wird. Denn angesichts der Tarifab-
schlüsse, der Inflation, der Baukostensteigerungen und dem Investitionsbedarfen im 
Bereich der Wärmewende werden die finanziellen Herausforderungen eher zuneh-
men. 
 
Zu 4. Siehe zu Frage 2. Zusätzlich muss die Voraussehbarkeit und Planbarkeit der 
Pauschalen im Finanzplanungszeitraum erhöht werden. Der Landesgesetzgeber 
muss Alternativen prüfen. Durch die Steuerkraftabhängigkeit können viele Kommu-
nen ihrer tatsächlichen Zuweisungen aus der ISP bedauerlicher Weise nicht scharf 
prognostizieren, um Maßnahmen ausfinanzieren zu können. Auch das ist ein Grund, 
warum die Mittel erst angespart werden und damit verspätet abfließen können. Eine 
Berechenbarkeit (Einwohnerbezug) hingegen, könnte eine Vorfinanzierung über Kre-
dite ermöglichen, die durch den folgenden Zufluss bedient werden können.  
 
Zu 5. Die Einführung des sog. 2-Quellen-Modells entspricht einer Forderung des 
Städte- und Gemeindetages und geht auf die gutachterliche Äußerung des Landes-
rechnungshofes zurück. Im Detail muss auch im FAG 2024 sichergestellt sein, dass 
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die Versorgungsaufwendungen, für die in den kommunalen doppischen Haushalten 
Rückstellungen gebildet werden müssen, auch vollständig in die Berechnungen ein-
gehen. Besondere Aufgabenbelastungen insbesondere bei den größeren kreisange-
hörigen Städten, die sich z.B. aus Besonderheiten (Hafenbehörde, Weltkulturerbe mit 
gestiegenen bauordnungsrechtlichen Anforderungen) oder aus deren Zentralität 
(Gewerberecht, Gaststättenrecht, Ordnungswidrigkeiten im ruhenden Verkehr, etc.) 
ergeben, muss bei allen Pauschalierungen hinreichend Rechnung getragen werden. 
Daraufhin wird der FAG-Entwurf für 2024 zu prüfen sein. Der Gesetzgeber sollte ein 
großes Interesse daran haben, dass die von ihm an die Kommunen übertragenen 
wichtigen Aufgaben auch voll finanziert und damit in der gewohnten Qualität weiter 
erfüllt werden können.  
 
Zu 6. Dazu wird auf das mittlerweile vorliegende Gutachten verwiesen. 
 
Zu 7. Die Kreisumlagen steigen viel, viel stärker an, als es der Gesetzgeber mit der 
Landkreisneuordnung und mit der Novelle des FAG 2020 beabsichtigt hatte. Die zur 
Rechtfertigung der Landkreisneuordnung herangezogene Effizienzrendite ist nie ein-
getreten. Überdies sind die sog. Windfall-profits (aus der Umwandlung ehemals 
kreisumlagefreier Vorwegabzüge in Schlüsselzuweisungen haben sich die Kreisum-
lagegrundlagen erhöht) in der FAG-Novelle 2020 auch nicht entlastend in den 
Kreisumlagen berücksichtigt worden. Hier war der Gesetzgeber von sinkenden 
Kreisumlagesätzen ausgegangen und hatte daher die Begrenzung der Kreisumlage-
grundlagen auf 3 Jahre befristet. Stattdessen sind nicht nur die Umlagegrundlagen, 
sondern auch die Kreisumlagesätze gestiegen. Ein Ende ist nicht absehbar. Zudem 
werden die kreisangehörigen Gemeinden mit rund 300 Mio. EUR p.a. über die lan-
deseinheitliche KiföG-Wohnsitzgemeindepauschale an originär kreislichen Aufgaben 
finanziell beteiligt. Kritisch wird es, wenn aus der Grenzumlagebelastung aus Fi-
nanzausgleichsumlage, Kreis- und Amtsumlage den steuerstarken Gemeinden weni-
ger als 15 % ihrer überdurchschnittlichen Steuerkraft verbleibt und dann kaum noch 
finanzielle Anreize bestehen, dafür notwendige finanzielle Aufwendungen zu über-
nehmen. 
 
Zu 8. Schon jetzt und vor allem nach der Gewinnung einer ausreichenden Zahl an 
Fach- und Arbeitskräften ist die Finanzierung und Steuerung eine der bedeutendsten 
Herausforderungen bei den sozialen Aufgaben. Die unmittelbaren und mittelbaren 
finanziellen Verpflichtungen der Städte und Gemeinden nach dem KiföG M-V und für 
die Jugendhilfe sind gesetzlich fixiert. Durch ihre weit überdurchschnittlichen Steige-
rungsraten durch allgemeine Kostensteigerungen, Zunahme der Fälle und steigende 
gesetzliche Anforderungen nehmen sie einen immer größeren Anteil in den kommu-
nalen Haushalten ein und verengen damit die Möglichkeiten, andere Aufgaben wahr-
zunehmen, zu investieren und die kommunale Infrastruktur zu erhalten.  
 
Gerade in diesem Bereich ist aber auch anzumerken, dass bundesrechtlich erfolgen-
de Standarderhöhungen oder Aufgabenausweitungen durch die Länder vielfach ak-
zeptiert werden, ohne einen ausreichenden Kostenausgleich zu erlangen. Das führt 
dann im Verhältnis zur kommunalen Ebene dazu, dass die Vorgaben des Konnexi-
tätsprinzips nicht ausreichend beachtet werden und letztlich kommunales Geld hier 
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die Löcher stopfen muss. Aus diesem Grund sind ja auch Verfassungsbeschwerden 
zweier Städte beim Bundesverfassungsgericht anhängig.  
 
Nach der Vereinbarung auf dem letzten Kommunalgipfel hat das Finanzministerium 
die Verantwortung übernommen, in einer gemeinsamen AG Datenpool Grundlagen 
für eine bessere Steuerung und Kostendämpfung zu erarbeiten. Die Ergebnisse wer-
den dringend erwartet. Im KiföG M-V geht es darum, einen Ersatz für die durch die 
Elternbeitragsfreiheit weggefallene Steuerungsfunktion zu finden und zu implemen-
tieren. 
 
Im Bereich Soziales hat die Aufhebung der ungerechtfertigt ungleichen Erstattungs-
quoten im Bereich des AG SGB IX und des AG SGB XII bei den Landkreisen und 
kreisfreien Städten oberste Priorität.  
 
Zu 9. Die Programme sind erfolgreich angelaufen. Auch das aus kommunalen Mitteln 
finanzierte Programm zur Entschuldung von den sog. kommunalen DDR-
Wohnungsbaualtschulden wurde begonnen und gibt besonders belasteten Kommu-
nen wieder eine Perspektive. Beim allgemeinen Konsolidierungsprogramm ist frag-
lich, ob der mit der letzten FAG-Änderung eingeführte Stichtag zur Konsolidierung 
von Altdefiziten auf Grund der neuen Herausforderungen auf Dauer haltbar sein wird.  
 
Das Altschulden-Programm für kommunale Wohnungsbauten sollte jetzt konsequent 
und zügig umgesetzt werden. An den verkündeten Terminen ist zwingend festzuhal-
ten. 
 
Zu 10. Die Erhaltung der guten Wirkungen der FAG-Novelle 2020 trotz der Heraus-
forderungen durch Corona-Pandemie und Energiemangellage sind insbesondere 
durch die auf den Kommunalgipfeln vereinbarten und vom Landtag beschlossenen 
Stabilisierungsmaßnahmen bis dato gelungen. Auch die Trennung der Finanzaus-
gleichsleistungen nach dem Gleichmäßigkeitsgrundsatz und die prinzipiell volle Kos-
tenerstattung für die vom Land vor der Einführung des strikten Konnexitätsprinzips 
auf die Kommunen übertragenen Aufgaben ist in dieser Legislaturperiode erfolgt. Die 
größten Herausforderungen liegen in dem Erhalt der Investitions- und Unterhaltungs-
kraft der Städte und Gemeinden vor dem Hintergrund steigender Ausgaben und der 
Unsicherheiten über die Steuerentwicklung auf Grund gesetzlicher Maßnahmen des 
Bundes. So drohen z.B. durch das Wachstumschancengesetz und die Änderung der 
Mindestbesteuerungsrichtlinie schmerzhafte Mindereinnahmen bei Land und Kom-
munen, die die aufgabengerechte Finanzausstattung unserer Städte und Gemeinden 
gefährden könnte.  
 
Im Übrigen hat der Gesetzgeber entschieden, dass einzelne wichtige Regelungen 
des FAG regelhaft überprüft und evaluiert werden. Das wird vom Innen- und Finanz-
ministerium in enger Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden im FAG-
Beirat vorbereitet, um dem Gesetzgeber eine gute Entscheidungsgrundlage zu lie-
fern. Ein besonderes Augenmerk ist auf die scheinbar unbegrenzt steigenden 
Kreisumlagebelastungen zu richten. 
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Zu 11. Allem voran muss der Erhalt der 150 Mio. EUR jährlicher kommunaler Infra-
strukturpauschale sichergestellt werden, ohne dafür im Gegenzug die Schlüsselzu-
weisungen der Kommunen zu reduzieren. Ansonsten droht der gut gestartete Auf-
holprozess beim Erhalt und Ausbau der kommunalen Infrastruktur zur Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes ins Stocken zu geraten.  
 
Zusätzlich muss die immens aufgeblähte und Zeit und Geld verschlingende Förder-
mittelbürokratie in unserem Land zurückgeführt werden. Der Freistaat Sachsen hat 
auf Grundlage eines Gutachtens des ehemaligen Präsidenten unseres Landesrech-
nungshofes wichtige und gute Änderungen vorgenommen, die aus unserer Sicht so-
fort 1:1 auch in Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt werden sollten. Offenbar sind 
noch zu viele Ressorts dagegen. Die begrenzten kommunalen Ressourcen verlan-
gen aber eine rasche Änderung im Interesse des wirtschaftlichen Einsatzes der För-
dermittel.  
 
Zu 12. Eine gesonderte Unterstützung der Kommunen aus dem Kommunalen Fi-
nanzausgleich für die Digitalisierung der Kommunalverwaltungen ist aus unserer 
Sicht sinnhaft, wenn es eine gemeinsame Strategie des Landes mit den Kommunen 
gäbe, auf deren Grundlage kommunale Aufgaben durchgängig digitalisiert werden 
und das Ergebnis für viele Kommunen nutzbar ist. Hier besteht schon das grundsätz-
liche Problem, dass der Bund mit dem OZG keine richtige Grundlage geschaffen hat 
und sich, ebenso wie das Land um die Frage der Finanzierung der digitalen Verwal-
tung drückt, gerade auch hinsichtlich der Nachnutzungs- und Folgekosten. Schließ-
lich muss bedacht werden, dass eine solche Finanzierung aus dem FAG andernfalls 
zulasten der Schlüsselmasse für alle Gemeinden geht. Mithin ist Digitalisierung aus-
schließlich kommunaler Aufgaben aus dem FAG finanzierbar. Die Finanzierung die-
ser kommunalen Digitalisierungsaufgaben sollte zudem mit dem Ziel der Konsolidie-
rung von Fachverfahren insbesondere im Hinblick auf die Verringerung der Ressour-
cen (insbesondere IT-Fachpersonal) verbunden werden. 
 
Eine FAG-Finanzierung von Digitalisierungsvorhaben des Landes und von Landes-
aufgaben oder Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises lehnen wir strikt ab! 
 
Zu 13. Die Digitalisierung der kommunalen Verwaltungen in Mecklenburg-
Vorpommern kann nur gemeinsam, d.h. im Zusammenwirken aller Kommunen mit 
dem Land erfolgreich umgesetzt werden. Die kommunalen Spitzenverbände haben 
die Rahmenvereinbarung zur gemeinsamen e-Government-Initiative aus den Jahren 
2003 und 2007 in den vergangenen Monaten unter Mitwirkung von kommunalen 
Praktikern aus Städten und Landkreisen, dem Zweckverband E-Government sowie 
der KSM weiterentwickelt. Kerngedanke dieser Rahmenvereinbarung, die im Entwurf 
nun dem Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung übergeben wurde, ist ge-
nau dieser Gemeinschaftsgedanke, der im Hinblick auf enge Zeitvorgaben aufgrund 
gesetzlicher Bestimmungen, zunehmender Komplexität von Prozessen bei immer 
knapper werdenden Personalressourcen getragen. Der Fokus auf eine Zentralisie-
rung bzw. Bündelung von Service-/Administrationsleistungen kann hier eine große 
Chance bieten. Andere Bundesländer wie beispielsweise Schleswig-Holstein haben 
hier bereits gute Erfahrungen gesammelt. Das Thema Fachkräftemangel wird sich 
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zudem weiter zuspitzen, insbesondere wenn es um die Umsetzung weiterer Aufga-
ben wie kommunale Wärmeplanung und Klimaschutzmanagement gehen wird. Diese 
Aufgaben werden hinsichtlich der Fachkräfte miteinander konkurrieren. Hinzukommt, 
dass die IT-Infrastruktur zu jeder Zeit sicher und störungsresilient sein muss.  
 
Im Bildungsbereich wird die Zusammenarbeit beim Thema Digitalisierung nur unter 
Einbeziehung des zuständigen Ministeriums gelingen. 
 
Eine künftige Intensivierung interkommunaler Zusammenarbeit wird generell anzu-
streben sein. Eine zunehmende Aufgabendichte trifft auf zunehmende Personal-
knappheit. Viele insbesondere kleinere Kommunalverwaltungen kämpfen mit unbe-
setzten Stellen. Vorhandenes Personal fällt aufgrund von Überlastung aus oder 
wechselt direkt den Dienstherren. Quereinsteiger sind mittlerweile die Regel in kom-
munalen Verwaltungen. Diese neuen Mitarbeitenden müssen zunächst „kommunal-
verwaltungsfit“ gemacht werden.  
 
Zentralisierungen von Aufgaben – auch interkommunal – könnten hier eine gute Lö-
sung sein, um Fachkompetenz (Back-Office) zu bündeln. Digitale Lösungen wie etwa 
digitale Sprechstunden/Termine könnten hier helfen, den Kontakt zwischen Verwal-
tung und Bürgerinnen und Bürgern auch in ländlichen Regionen aufrechtzuerhalten. 
Verbindliche Vorgabe zur Zentralisierung bzw. eine verpflichtende interkommunale 
Zusammenarbeit sollte es jedoch nicht geben. Das ist bereits aus Gründen der 
kommunalen Selbstverwaltung nicht möglich. Allerdings könnten hier gezielte Lan-
desunterstützungen (wie beispielsweise Konsolidierungshilfen) sicher Wirkung entfal-
ten. 
 
Zu 14. Die Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern haben sich bei dem Thema „in-
terkommunale Zusammenarbeit“ bereits seit mehreren Jahren erfolgreich organisiert. 
Zu nennen ist hier als gutes Beispiel insbesondere der Zweckverband für elektroni-
sche Verwaltung in Mecklenburg-Vorpommern mit seinen 121 Mitglieder, darunter 
113 Kommunalverwaltungen. Weitere kommunale Träger in Mecklenburg-
Vorpommern sind die KSM Kommunalservice Mecklenburg AöR sowie die IKT-Ost 
AöR in Neubrandenburg. 
 
Ziel für die nächsten Jahre muss es hier sein, insbesondere im Hinblick auf die 
knapper werdenden Ressourcen (Personal und Finanzen) das Aufgabenportfolio 
dieser Träger bestenfalls zu konsolidieren und hier zu einem gemeinsamen Aufga-
ben-/Leistungsangebot zu gelangen. Die Aufgaben sind hier vielfältig (Wohngeld-
Online, Führerscheinwesen, Datenschutzbeauftragte etc.). Kooperationen in Form 
von Zusammenarbeitsvereinbarungen gibt es bereits im Führerscheinwesen. Hier 
haben die beiden kreisfreien Städte, die vier großen kreisangehörigen Städte sowie 
die sechs Landkreise eine entsprechende Kooperation zur Nutzung einer einheitli-
chen Software geschlossen.  
 
Eine Ausrichtung, wie sich interkommunale Zusammenarbeit insbesondere im Hin-
blick auf den anhalten Fachkräftemangel entwickeln soll, wird wesentlicher Bestand-
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teil der sich aktuell in Erarbeitung befindlichen Digitalisierungsstrategie der Kommu-
nen und des Landes sein. 
 
Zu 15. Dadurch wären Standardisierungen und eine zentrale Organisation möglich, 
um die unvermeidlichen Kostensteigerungen abzufedern.  
 
Zu 16. Wichtig wären hier weniger bürokratische Hürden, schnellere und pragmati-
sche Entscheidungen sowie ein flexibleres Zweckverbandsrecht. Zweckverbände mit 
Beteiligung des Landes sollten ermöglicht werden, um inhousfähig zu werden. Ferner 
sollten Experimentierklausel flexibler und weiter gehandhabt werden, um hier Neues 
zu probieren. 
 
Zu 17. Die Modernisierung und der Neubau von Schulen – womöglich auch als 
Schulcampus mit Hort – muss beschleunigt werden. Hier sollten in Anbetracht der 
immensen Kostensteigerungen im Baubereich mehr Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Bei der Ausstattung wird auch in den nächsten Jahren der Schwerpunkt auf 
der Digitalisierung der Schulen liegen. Herbei gilt es weiterhin über die Ebenen hin-
weg zusammenzuarbeiten. Ein eigener Digitalisierungstopf beim zuständigen Minis-
terium wäre sinnvoll. 
 
Zu 18. Die gemeinsame Förderung hat sich immer mehr zu Lasten der Kommunen 
verschoben. Die Landesmittel sind seit 20 Jahren weitgehend unverändert, obwohl 
die Kosten um ein Vielfaches gestiegen sind. Gleiches gilt für die Finanzierung der 
Volkshochschulen. Die Landesmittel müssen dringend an den Bedarf angepasst 
werden. Wir verweisen auf die gemeinsamen Positionen der beiden kommunalen 
Spitzenverbände, der Musikschulen ebenso wie auf die gemeinsamen Positionen der 
kommunalen Spitzenverbände und der Volkshochschulen. 
 
Zu 19. Wie bereits ausgeführt, wird Digitalisierung ebenenübergreifend nur gemein-
sam gelingen. Herbei geht es um die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltungen in 
Mecklenburg-Vorpommern. Zum einen gilt es, rechtliche Vorgaben (E-Government-
Gesetz, Online-Zugangsgesetz etc.) umzusetzen, zum anderen Verwaltungshandeln 
den Erfordernissen der aktuellen Zeit anzupassen und IT-Systeme sicher und resili-
ent zu gestalten. Dieser Leitgedanke sollte bei allen Digitalisierungsbeauftragten im 
Land gemeinsam Taktgeber sein. Es gibt gut aufgebaute Strukturen hinsichtlich des 
kooperativen E-Governments im Land. Wir wünschen uns, dass die Entscheider ge-
rade landesseitig mehr kommunales Verständnis bei strategischen Entscheidungen 
aufbringen. Klare, transparente Prozesslandkarten hinsichtlich der Umsetzungspro-
zesse, transparenter Informationsfluss auch auf Landesebene (auch zwischen den 
Ressorts), ein stärkeres Bewusstsein auf allen Ebenen, dass die Umsetzung drin-
gend zu beschleunigen ist, könnten hier bereits sehr wertvoll sein. Mecklenburg-
Vorpommern hängt massiv hinterher, wie man den aktuellen Berichten des Landes-
rechnungshofes entnehmen kann. Im Übrigen verweisen wir hier auch auf Schwach-
stellen und weitere Lösungsansätze. 
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Zu 20. Eine Bewertung der Aufbauorganisation sowie der Arbeitsweise des ZDMV ist 
uns nicht möglich. Hier verweisen wir auf die diesseitigen Ausführungen in der Anhö-
rung im Innenausschuss zur Gesetzesänderung. 
 
Zu 21. Hier ist uns keine Aussage möglich. Allerdings binden Umstrukturierungspro-
zesse viel Personal und Mittel, die dann in der originären Aufgabenerledigung fehlen 
werden. 
 
Zu 22. Hierzu können aus kommunaler Sicht keine Ausführungen gemacht werden. 
 
Zu 23. Sofern das Land damit z.B. die durch die weggefallenen Kita-Elternbeiträge 
verloren gegangene Steuerungsfunktion zeitnah ersetzen kann oder auch die Steue-
rung in der Eingliederungshilfe und Pflege verbessert wird, ist das angesichts der 
Kostenbeteiligung des Landes grundsätzlich sinnvoll, wenn nicht gar geboten. Den 
Umfang können und wollen wir nicht bewerten. Wichtig ist, dass zeitnah Ergebnisse 
auf den Tisch kommen. Dabei geht es nicht in erster Linie um neue Datenlieferun-
gen, die wiederum Geld und Zeit verschlingen, sondern die Vielzahl der vom Land 
bereits erhobenen und vorhandenen Daten sinnvoll zusammenzuführen, auszuwer-
ten und zur strategischen Steuerung zu nutzen. 
Hier bietet sich auch eine Kosten-/Nutzenanalyse in dem Sinne an, dass die Perso-
nalkosten für die Stellen mit der Beschränkung/Abschwächung der Kostenentwick-
lung in Relation gesetzt wird, sprich die Stellen sich selbst aus Einsparungen refi-
nanzieren und dies überkompensieren. 
 
Zu 24. Siehe zu Frage 23. 
 
Zu 25. Das Controlling ist nach Entscheidung der Gesetzgeber auf Bundes- und 
Landesebene kommunale Selbstverwaltungsangelegenheit, soweit nicht wie z.B. im 
AG SGB IX und AG SGB XII das Land durch fachaufsichtliche Weisungen Steue-
rungskompetenzen hat. Die Verbesserungen sollen unter Federführung des Finanz-
ministeriums in der dafür eingerichteten AG Sozialdatenpool erarbeitet werden.  
 
Zu 26. Die guten Erfahrungen einzelner Aufgabenträger wie z.B. der Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock oder des Landkreises LUP könnten von den anderen Auf-
gabenträgern und dem Land aufgegriffen werden. 
 
Zu 27. Dies ist aus kommunaler Sicht schwer zu beurteilen. Für den Bereich der 
kommunalen Wärmeplanung bedarf es zumindest einer vollen Stelle. 
 
Zu 28. Die Förderung ist zu kompliziert. Ärgerlich ist, dass es zunehmend einen 
Überbau durch die Telekom gibt. Wir müssen jetzt schnell und konsequent eine flä-
chendeckende Glasfaserversorgung erreichen. Zur Ergänzung sei auch noch einmal 
darauf verwiesen, dass die Finanzierung kommunaler Eigenanteile in Höhe von mitt-
lerweile fast 300 Mio. aus dem FAG nur den Druck geschuldet ist, dass der Bund 
seine diesbezügliche Aufgabe nicht umgesetzt hat. Diese Aufgabe ist originär keine 
kommunale! 
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Zu 29. Beim Thema Cybersicherheit der Landesverwaltung sind vor allem die Kom-
munen im Land mit zu berücksichtigen.  
 
Zu 30. Keine Aussage möglich. 
 
Zu 31. Prinzipiell ist die volle Erstattung für die Aufgaben des übertragenen Wir-
kungskreises, für die das Land die Kommunen vor dem Inkrafttreten des strikten 
Konnexitätsprinzips in den Dienst genommen hat, nach den gesetzlichen Regelun-
gen auf der Grundlage der gutachterlichen Äußerung des Landesrechnungshofes mit 
der Änderung des FAG gut geregelt worden. Städte- und Gemeindetag und Land-
kreistag hinterfragen im Moment, ob den Kostenanstiegen durch die geplanten Er-
stattungsbeträge im FAG 2024 hinreichend Rechnung getragen wird und ob durch 
die Berechnungssystematik die Grenzen der zulässigen Pauschalierung eingehalten 
werden. 
 
Zu 32. Siehe Antworten zu den vorigen Fragen. 
 
Zu 33. Nur wenige andere Bundesländer übernehmen so einen hohen Kostenanteil. 
Ohne diese Leistungen des Landes wären die Kommunen in unserem Land bereits 
jetzt total finanziell überfordert. Land und Kommunen sind gemeinsam darauf ange-
wiesen, dass sich der Bund an den steigenden Ausgaben auch mit entsprechend 
steigenden Bundesmitteln beteiligt.  
 
Bei den Städten und Gemeinden und Landkreisen fallen vor allem noch die Kosten-
anteile für die Beschulung und die Kita-Betreuung sowie die Jugendhilfe der zuge-
wanderten Kinder und Jugendlichen ins Gewicht. Da mit diesen Entwicklungen nicht 
zu rechnen war, sind bei den Bedarfsplanungen auch keine entsprechenden Kapazi-
täten geschaffen worden. Hiermit dürfen die aufnehmenden Städte und Gemeinden 
und ihre Bürgerinnen und Bürger nicht alleine gelassen werden. Den Landkreisen 
und kreisfreien Städten müssen jahresbezogen die vollen Kosten der Unterbringung 
und Betreuung der unbegleiteten minderjährigen Ausländer erstattet werden. Im 
Moment finanzieren die Kommunen regelmäßig ein komplettes Quartal z.B. auch 
über die Kreisumlagen vor. Dies könnte durch Anpassung der Abschlagszahlungen 
wie im Bereich KiföG und AG SGB XII und AG SGB IX deutlich verbessert werden.  
 
Um die Unterbringung und Betreuung der zunehmenden Zahl an unbegleiteten min-
derjährigen Ausländern zu gewährleisten, sind im Landeshaushalt 2024/2025 die 
Voraussetzungen zu schaffen, damit die Einrichtung einer landeszentralen Unter-
bringung und Betreuung geprüft werden kann. 
 
Auch das 20-Mio.-EUR-Bürger-SBZ-Programm, das der Landtag aus dem Jahres-
überschuss 2020 für Städte und Gemeinden mit Erstaufnahmeeinrichtungen und 
Flüchtlingsunterkünften zur Akzeptanzsteigerung beschlossen hat, wirkt gut. Sinnvoll 
wäre es, wenn der Landesgesetzgeber dieses Programm verstetigen würde. 
 
Zu 34. Neben einer geplanten Umschichtung eigener kommunaler Mittel von Schlüs-
selzuweisungen in einen Vorwegabzug im und Anschubfinanzierungen z.B. durch die 
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Weiterleitung von Bundesmitteln im Bereich Schule ist eine nachhaltige verlässliche 
Ausfinanzierung für die dauerhafte Aufgabenerfüllung der zusätzlichen Ausgaben für 
die Umsetzung des OZG oder im Bereich Schule noch nicht in Sicht.  
 
Der Gesetzgeber selbst hat eine große Verantwortung. Er könnte die Digitalisierung 
erleichtern, indem er die gesetzlichen Vorschriften mit weniger unbestimmten 
Rechtsbegriffen und Ermessensregelungen ausgestaltet und so die Digitalisierung 
der Verwaltungsprozesse erleichtert. Zudem könnte das Land der Digitalisierung ei-
nen großen Schub verleihen, wenn z.B. die gesamten Fördermittelverfahren des 
Landes zeitnah medienbruchfrei, digital und einfach ausgestaltet werden. 
 
Zu 35. Bedauerlicherweise verweigert die Landesregierung M-V die Anerkennung 
des Konnexitätsprinzips bzw. eine entsprechende Kostenübernahme für die zusätzli-
chen finanziellen Aufwendungen durch das KJSG. Die beiden kreisfreien Städte las-
sen dies und die bundesgesetzliche Aufgabenübertragung gerichtlich überprüfen, 
damit sie in die Lage versetzt werden, diese Aufgaben auch ordnungsgemäß erfüllen 
zu können. Die gerichtlichen Entscheidungen stehen noch aus.  
 
Zu 36. Wir verweisen auf unsere konstruktiv-kritischen Stellungnahmen hierzu zu 
dem Gesetzgebungsverfahren. Nach wie vor ungeklärt sind, wie kreisgrenzenüber-
greifende Inanspruchnahmen ausfinanziert werden sollen, wie mit den allgemeinen 
Kostenanstiegen umgegangen wird, denen die Landesförderung nicht Rechnung 
trägt und ob und ggfls. wie es zu ausreichenden landeseinheitlichen Standards durch 
die gesetzliche Übertragung in eine kommunale Selbstverwaltungsangelegenheit 
kommen kann. 
 
Zu 37. Die unterschiedlichen Quoten sind allerspätestens seit Inkrafttreten des Bun-
desteilhabegesetzes nicht mehr gerechtfertigt. Sie behindern eine ordnungsgemäße 
Umsetzung des BTHG im Mecklenburg-Vorpommern. 
 
 
 
Zusatzfragen Digitalisierung: 
 
Zu 38. Die Zusammenfassung der IT-Ressorts im Einzelplan 15 ist neu. Der Darstel-
lung der ressortbezogenen Ausgaben eine Digitalisierungsstrategie bzw. einen kon-
kreten Digitalisierungsfahrplan zu entnehmen, ist bislang noch nicht gelungen und 
wird wohl auch nicht. 
 
Zu 39. Welche haushalterischen Risiken im Bereich der Digitalisierung der Landes-
verwaltung gesehen werden, können wir nicht beantworten. 
 
Zu 40. Stark verbesserungswürdig. Hier könnte der Blick in andere Länder sicher 
weiterhelfen. Zu nennen wären hier das Saarland, Schleswig-Holstein, Baden-
Württemberg, Sachsen… Sehr interessant ist hierzu: https://www.digitale-
verwaltung.de/Webs/OZG/DE/service/auf-einen-
blick/kommunen/foerderprogramme/foerderprogramme-
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Ansonsten wird auf die Ausführungen zu Ziffer 34 verwiesen. 
 
Zu 41. Möglichkeiten zur Stärkung IT-Sicherheit u.a. durch erforderliche Stellen, Aus- 
und Fortbildungsangebote sind ansatzweise im Einzelplan 15 ablesbar, aber nicht 
interpretierbar.. 
 
Zu 42. Keine Aussage möglich 
 
Zu 43. Keine Aussage möglich 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Andreas Wellmann 
Geschäftsführendes  
Vorstandsmitglied 
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Stellungnahme IT-Initiative MV 

Ausschuss für Inneres, Bau und Digitalisierung 

Themenbereich 3 – Finanzausstattung und Digitalisierung 

 

 

1.  Auswirkungen der demographischen Entwicklung im Bereich des Landesamtes 

• keine Angabe 

 

2. Letzte Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes 

• Durch die Erhöhung der novellierten Steuersätze für die Berechnung der 

Leistungsfähigkeit der Gemeinden besteht eine schlechtere Stellung für Grund- und 

Mittelzentren sowie für kleinere Gemeinden.  

 

3. Kommunale Finanzausstattung 

• Durch die erheblich gestiegenen Kosten für Personal, Energie, Bau, Bauplanung sowie 

im Sozialbereich wird kurzfristig die Leistungsfähigkeit der Kommunen nicht mehr 

gegeben sein.  

 

4. Weiterentwicklung Infrastrukturpauschale 

• Die Infrastrukturpauschale sollte sich an der Abschreibung orientieren. 

 

5. Bewertung der Finanzierung des übertragenen Wirkungskreises 

• Als nicht auskömmlich.  

• Insbesondere durch die immense Erhöhung der Kreisumlage um ca. 80% seit 2012. 

 

6. Finanzielle Situation Grundzentren 

• Siehe Punkt 3 

 

7. Entwicklung Amts- und Kreisumlagen 

• Die Kreisumlage ist um ca. 80% gestiegen. 

• Auch wenn die Kreisumlagegrundlage in ähnlicher Höhe gestiegen ist, welches unter 

anderem durch die Anpassung der novellierten Hebesätze von 2022 zu 2023 einen 

erheblichen Sprung gemacht hat, sind die verbleibenden Mittel der Gemeinden nicht 

mehr auskömmlich. 

 



 

 2 

8. Finanzierung KITA-Kosten und Sozialleistungen 

• Die Kosten für die Kita und weitere soziale Leistungen haben sich seit Einführung der 

kostenlosen Kita mehr als verdoppelt und der Gemeindeanteil belastet die Gemeinden 

und nimmt Freiraum für andere Aufgaben.  

 

9. Weiterentwicklung Altschuldenprogramm 

• Keine Angabe 

 

10. Herausforderungen für das Finanzausgleichgesetz 

• Im Ergebnis muss die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommunen wieder geschaffen 

werden, insbesondere die übertragenen Aufgaben müssen tatsächlich Konnex 

ausfinanziert werden.  

 

11. Erforderliche Änderungen 

• auskömmliche Finanzierung der übertragenen Leistungen,  

• Reduzierung des Gemeindeanteils an Kita und Hort,  

• Investitionsspielraum für Straßenbau, Schulneubauten und Verwaltung 

 

12. Notwendigkeit einer gesonderten Unterstützung 

• Ja 

 

13. Chancen durch stärkere Zusammenarbeit der Kommunen 

• Die Chancen für Zusammenarbeit waren immer gegeben und sind wesentlich auch von 

der finanziellen Ausgestaltung der Kommunen abhängig. Schlussendlich sind die 

Kommunen auch immer Dienstleister und Multiplikations- sowie Anlaufpunkte für die 

Bürger und müssen dies auch im Zuge der Digitalisierung bleiben.  

 

14. Formen der interkommunalen Zusammenarbeit 

• Keine Angabe 

 

15. Erzielbare Effekte 

• Keine Angabe 

 

16. Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit 

• Zunächst müssen die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen für interkommunale 

Zusammenarbeit geschaffen werden.  
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17. Gemeinsame Förderung von Schulen 

• Bis auf den Digitalpakt gibt es seit längerem keine Schulneubauförderung. 

• Hier besteht ein Investitionsstau von größerem Ausmaß. 

 

18. Gemeinsame Förderung von Musikschulen etc. 

• Das ist Kreisaufgabe insbesondere für kleinere Gemeinden gibt es hier keine Bedarfe, 

bei den Kreisen besteht ebenfalls ein immenser Investitionsbedarf in die Infrastruktur. 

 

19. Maßnahmen zur Digitalisierung der Landesverwaltung, Schulen etc. 

• Derzeit verfügen die Gemeinden über zu wenig Geld für die Kofinanzierung.  

• Zudem gibt es hier einen deutlichen Fachkräftemangel zur Betreuung der IT-

Infrastruktur und keine eindeutige Regelung der Finanzierung des benötigten 

zusätzlichen Personals, insbesondere in Schulen.  

• Außerdem fehlen derzeit die gesetzlichen Grundlagen, vor allem in den Kommunen.  

• Empfohlen wird zudem, den betroffenen Einrichtungen mehr Möglichkeiten für 

Eigeninitiativen einzuräumen, um selbstständig Kooperationen und Partnerschaften mit 

der regionalen IT-Unternehmen aufzubauen. 

 

20. Aufbau und Arbeitsweise des Zentrums für Digitalisierung 

• In der regionalen IT-Branche ist das Zentrum bislang eher unbemerkt geblieben. 

• Die bislang geplanten Zuständigkeiten scheinen eher nicht optimal und würden zu 

Dopplungen und Überschneidungen führen. 

• Die geplante Strukturierung scheint zu breit und ineffizient angelegt und wird somit 

wenig schlagkräftig sein. 

• Es scheint teilweise auf eine Selbstbeschäftigung innerhalb der Organisation 

hinauszulaufen. 

• Es wird empfohlen, eine strukturelle Neuorganisationdurchzuführen und klare 

Verantwortlichkeiten und Abgrenzungen zu definieren. 

 

21. Bewertung möglicher Widerstände bzgl. des Zentrums für Digitalisierung 

• Widerstände bei der Umsetzung waren erwartbar. 

• Kunden – in diesem Fall Mitarbeiter – wünschen sich effiziente, schlanke Strukturen mit 

klarer Verantwortlichkeit, die in der Lage sind, Geschäftsprozesse zu verstehen, 

Lösungen zu transportieren und Mehrwerte aufzuzeigen UND neue Erkenntnisse in die 

ENTWICKLUNG der Zielstrukturen einfließen zu lassen. Vor allem: Sie wünschen sich 

Verbesserungen und die Lösung IHRER Probleme. 

• Das Hauptproblem wird die Nichterkennbarkeit eines Mehrwertes oder Nutzens für die 

Betroffenen sein. 

• Darüber hinaus wird dringlich benötigtes Personal aus eigenen Einrichtungen 

abgezogen. 

• Mitarbeitern fehlt zudem das Verständnis für diese unfreiwillige Umstrukturierung ihres 

Arbeitsumfeldes. 

• Zum besseren Verständnis dieser Widerstände sollten die Einwände, Erwartungen und 

Problemfälle der Betroffenen aufgenommen und analysiert werden. 
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22. Aufgabenverteilung zwischen dem ZDMV und regionalen IT-Dienstleistern 

• An erster Stelle steht aus unserer Sicht der Aspekt, dass - sofern es möglich ist - 

Lieferungen und Dienstleistungen zuerst aus der freien Wirtschaft bezogen werden 

sollten. 

• Eine Zusammenarbeit mit regionalen IT-Unternehmen ist angeraten und wurde bereits 

(bislang ergebnislos) angeboten. 

• Das Zentrum für Digitalisierung sollte sich nicht als zusätzlicher operativ wirkender 

Bürokratie-Überbau verstehen, sondern als Stabstelle für die zu verfolgenden Strategien 

und deren operative Umsetzung.  

• Auf der einen Seite sollen Doppelstrukturen abgeschafft werden, auf der anderen Seite 

werden neue Doppelstrukturen (Zentrum für D.) geschaffen. Dies scheint zunächst als 

falscher Ansatz.  

• Scheinbar gibt es in der Aufbauorganisation keine klaren Zuständigkeiten. 

• Unklar ist außerdem noch, wie eine solche Struktur eine übergreifende 

Aufgabenverteilung zwischen den vorhandenen Dienstleistern modellieren kann. 

 

23. Bewertung des Vorhabens zur Einrichtung von Extra-Stellen im FM zur Entwicklung 

eines Steuerungskonzeptes 

• Es wird eingeschätzt, dass die Schaffung solcherart Analyse- und 

Controllingwerkzeugen eher in die private Wirtschaft gehören, die über die dazu 

notwendigen Fähigkeiten und Kapazitäten verfügt. 

• Für die Erarbeitung eines Steuerungskonzeptes und den Betrieb eines Datenpools 

scheint die Schaffung von 7 hochqualifizierten Vollzeitstellen innerhalb der Verwaltung 

überdimensioniert und unnötig. 

 

24. Effekte eines solchen Steuerungskonzeptes 

• Es ist zu befürchten, dass durch das geplante Vorgehensmodell wenig bis keine 

sinnvollen Effekte zu erzielen sind. 

 

25. Bewertung Fach- und Finanzcontrolling 

• Um diese Frage kompetent beantworten zu können, müsste man zunächst wissen, ob 

aktuell Werkzeuge für Analyse, Prognose, Steuerung und Controlling eingesetzt 

werden. 

• Falls dies nicht der Fall ist, sollten auf Basis einer vorangegangenen Analyse solche 

Werkzeuge erarbeitet, in der Praxis abgestimmt und getestet werden.   

• Eine Kostensenkung und wirkungsvolle Fallsteuerung sollte das Mindestziel haben:  

o schnellere Hilfe für die Bedürftigen,  

o Ausschluss des Missbrauchs,  

o schnelle Rückführung fälschlich ausgereichter Mittel. 

• Die Abarbeitung sollte mit minimalem Personaleinsatz, effizienter IT und mit 

Verschränkung mit denen im sozialen Bereich öffentlich, privat und ehrenamtlich 

engagierten Strukturen und Personen erfolgen. 

 



 

 5 

26. Verbesserung des Fach- und Finanzcontrollings 

• siehe Punkt 25 

 

27. Bewertung Stellenplan 

• keine Angaben 

 

28. Förderung Breitbandausbau 

• Die weitere Förderung des Breitbandausbaus in MV ist unerlässlich. 

• Es ist dringend notwendig, eine vollständige Flächendeckung und die echte 

Eliminierung der sogenannten „weißen Flecken“ vor 2030 zu erreichen. 

• Die Verwaltungsprozesse der Förderungsabwicklung sollten jedoch vereinfacht werden. 

• Die Förderung der Beratungsdienstleistungen scheint zudem stark auf Berater 

zugeschnitten zu sein. 

 

29. Investitionen und Maßnahmen zur Cybersicherheit 

• In diesem Bereich wird eine stärkere Zusammenarbeit mit der regionalen Wirtschaft 

empfohlen. 

• Dies betrifft auch den Zugang zum CERT-MV für regionale Unternehmen. 

• Zudem scheint es wichtig, den aktuellen Status an Maßnahmen und Investitionen zu 

kennen. 

• Hier wird empfohlen und angeboten, gemeinsam mit regionalen IT-Unternehmen und 

dem Branchenverband Strategien zur Stärkung der regionalen Cybersicherheit zu 

entwickeln und zu diskutieren. 

 

30. Bewertung Erwirtschaftung der globalen Minderausgaben 

• keine Angabe 

 

 

Roggentin, 12.10.2023 

 

 

Kontakt: 

IT-Initiative MV e.V. 

Dr. Andreas Müller 

Konrad-Zuse-Str. 1A 

18184 Roggentin 

 

Email:  andreas.mueller@iti-mv.de 

Telefon: 0381 / 4031-800 

mailto:andreas.mueller@iti-mv.de

